
Bericht  vom  Schulstreik  des
Refugee  Schul-  &  Unistreik
Berlin
VON REVOLUTION BERLIN

Heute demonstrierten 3000 Schüler_Innen und Jugendliche in Berlin gegen
Rassismus und die AfD.  Bei  gutem Wetter  trugen wir  unsere Ablehnung
gegenüber neuen Verschärfungen der Asylgesetze und der staatlichen wie
gesellschaftlichen Hetzte gegen Muslime und Geflüchtete lautstark auf die
Straße.
Vom  Roten  Rathaus  aus  zogen  wir  durch  den  Prenzlauer  Berg  in  den
Wedding.

Zum Auftakt der Demo griffen wir am Roten Rathaus die rassistische Politik
der berliner Landesregierung an. Weiter ging es zum Verein „Zivile Koalition
e.V.“ welcher die antifeministischen und sexistischen Demonstrationen die
sich „Marsch für das Leben“ nennen mit  organisiert.  Der Verein ist  seit
seiner Gründung durch Beatrix von Storch ein Sporachrohr der AfD.
Kurz  danach  erreichten  wir  die  Wohnung  von  Beatrix  von  Storch.  Hier
wurden mehrere Redebeiträge über und vorallem gegen die AfD gehalten.
Vom Zionskirchplatz aus zog die Demo dann weiter zum Mauerpark. Dort
fand am 03. September ein rassistisch motivierter Angriff von ca. 200 BFC
Dynamo Fans auf eine Gruppe Kameruner_Innen statt, welche sich im Park
zum Grillen trafen. Die berliner Polizei war an diesem Abend im Mauerpark
anwesend,  doch  schritt  sie  nicht  ein,  als  die  Rassisten  angriffen.  Im
Nachhinein hat die Polizei die Vorfälle geleugnet und bestritten dass es einen
Angriff und Verletzte gegeben hätte.

Vom Mauerpark  aus  ging  es  weiter  zur  Bernauer  Straße,  wo  sich  eine
Gedenkstätte für die innerdeutsche Grenze befindet. An dieser Stelle griffen
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wir  das  europäische  Grenzregime  und  das  kalkulierte  Morden  an  den
Außengrenzen der EU an. Getreu dem Motto der Demo „Keine Grenze steht
für immer“ forderten wir sichere und legale Einreisemöglichkeiten für alle
Schutzsuchenden nach Europa!

Weiter ging es dann zur Ernst Reuter Schule, welche in den vergangenen
Jahren traurige Berühmtheit erlangt hat und ein Spielfeld für die rassistische
Bildungspolitik Berlins ist.  Wir solidarisierten uns mit den Schüler_Innen,
welche ihre festungsähnliche Schule nicht verlassen konnten, um mit uns
zusammen zu demonstrieren.
Abschließend zogen wir durch das Brunnenviertel. Hier tobt sich aktuell das
spekulative Finanzkapital aus und gentrifiziert den Kiez. Mietverträge, die
eigentlich zum sozialen Wohnungsbau gehörten, werden nicht verlängert und
die  Bewohner_Innen aus  ihrem Kiez  verdängt.  Wir  fordeten  bezahlbaren
Wohnaum für alle, nicht nur für Bonzen und deren Kinder.
Kurz darauf fand die Demo ihr Ende am Gesundbrunnen.

Unser  Block  war  mit  ca.  500  Schüler_Innen  und  vielen  afghanischen
Geflüchteten laut und kämpferisch.

Weitere Bilder vom Block findet ihr auf Facebook

Doch  was  bleibt  nach  einem  Schulstreik?  Leider  ist  die  AfD  im
Abgeordnetenhaus,  deswegen gilt  es  den Kampf  für  eine antirassistische
Alternative  direkt  an  die  Schule  zu  tragen!  Dafür  bieten  wir  euch  am
Dienstag (04.10.2016) eine Veranstaltung im A17 (Admiralstraße 17, Räume
des KPDRZ, nähe U-Kottbusser Tor)  an.  Dort wollen wir gemeinsam den
Schulstreik auswerten, einen kurzen Blick in die anderen Städte werfen um
zu sehen was noch so ging am Aktionstag von Jugend gegen Rassismus​ und
anschließend mit euch über Perspektiven diskutieren. Anschließend könnt ihr
gerne noch auf ein kühles Getränk und einen Teller veganes Essen bleiben
um uns besser kennenzulernen. (Mehr Infos dazu ebenfalls auf Facebook)

Auswertungs- und Perspektivdiskussion | 18 Uhr | Admiralstraße 17

https://www.facebook.com/revolution.berlin/?fref=ts
https://www.facebook.com/events/770675219702333/


(U-Kotti)
#JGR2909

TTIP  –  Umwelt  und
Lebensmittelfragen  sind
Klassenfragen
Mittlerweile ist es ein offenes Geheimnis, dass das Freihandelsabkommen
TTIP nicht nur Arbeiter_Innenrechte unterhöhlt, sondern auch die wenigen
fortschrittlichen  Praktiken  in  der  europäischen  Umwelt-  und
Lebensmittelpolitik  bedroht.

Chlorhuhn, Genmais und giftiges Obst für die
Massen

Im  Großen  und  Ganzen  werden  mi t  dem  Inkra f t t re ten  des
Freihandelsabkommen in  der  EU die  gleichen Umstände wie  in  der  Us-
amerikanischen Lebensmittelproduktion eintreten. Die Verbraucherzentrale
Hamburg listet auf ihrer Website die „Worst Case“ Szenarien hierfür auf.
Während  in  Deutschland  und  der  EU  der  Anbau  von  gentechnisch
veränderten Pflanzen als Lebensmittel oder Futter noch strengen Auflagen
und der Kennzeichnungspflicht unterliegt werden in den USA bereits heute
große Teile der Feldfrüchte genetisch verändert und es ist nicht erforderlich
diese  entsprechend  zu  markieren.  Für  die  Konsument_Innen  heißt  es
dann,dass sie sich nicht sicher sein können ob ihr Essen genetisch verändert
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wurde oder nicht, das gilt insebesondere für Fleisch, denn in den USA sind
heute schon 95% des Viehfutters genverändert. Genauso wird es mit dem
Einsatz von Wachstumshormonen laufen. Wachstumshormone werden zwar
auch heute schon in der EU eingesetzt, allerdings sind bestimmte Hormone
bis heute verboten, diese Verbote werden mit TTIP wegfallen und wer Fleisch
oder Milch von damit behandelten Tieren zu sich nimmt wird diese Hormone
auch im eigenen Körper wiederfinden. Auch die im Vergleich zu den USA in
Europa  hohen  Grenzen  für  Rückstände  von  Pestiziden  in  der  Nahrung
werden mit TTIP gekippt.

Doch  nicht  nur  für  die  Verbraucher_Innen  sondern  auch  für  die
Produzent_Innen von Lebensmitteln in der EU ziehen dunkle Zeiten auf. Aus
ökonomischer  Perspektive  wird  das  Freihandelsabkommen  auch  einen
Angriff  auf  die  europäischen Fleischindustrien bedeuten.  In  den USA ist
Fleisch deutlich billiger in der Produktion als hier in Europa, was auch daran
liegt,  dass  dort  z.B.  Kastenhaltung  von  Schweinen  erlaubt  und  die
Arbeiter_Innen nicht selten 12 Stunden Schichten fahren müssen. Mit TTIP
werden die Einfuhrzölle abgeschafft, was bedeuten würde, dass das billige
Fleisch den europäischen Markt flutet – die europäische Industrie wird sich
dann gezwungen sehen die  Produktion günstiger  zu gestalten indem die
Arbeiter_Innen länger und für weniger Geld arbeiten müssen.

TTIP’s Attacke auf die Umwelt

Ein  wichtiger  Punkt  im  Freihandelsabkommen  ist  die  Option,  dass
Unternehmen Staaten verklagen können, wenn dort Bedingungen herrschen,
die ihr Geschäft beschränken. Steigt ein Land zum Beispiel aus der Nutzung
fossiler oder atomarer Energier aus können Unternehmen dagegen klagen
und  somit  Staaten  und  deren  Einwohner_Innen  dazu  zwingen  weiterhin
Energie umweltschädlich zu produzieren. Auch Fracking als bislang nicht
genehmigte Methode zur Erdöl Förderung kann so in der EU durchgesetzt
werden.  Fracking  ist  eine  im Vergleich  zur  konventionellen  Öl  und  Gas
Förderung sehr ineffektive Methode zur Gewinnung fossiler Brennstoffe. Da



die imperialistischen Konflikte zwischen dem westlichen Block (USA und EU)
und Russland, China und den erdölfördernden Staaten des Mittleren und
Nahen Osten sich zunehmend verschärfen, suchen die Imperialist_Innen im
Westen  nach  neuen  Energiequellen.  Diese  imperialistischen  Interessen
werden,  wie  so  oft,  auf  dem  Rücken  der  Natur  ausgetragen.

Fracking  ist  eine  im  Vergleich  zur  konventionellen  Öl  Gewinnung  sehr
ineffektiv, da die imperialistischen Konkurent_Innen von EU und USA wie
Russland,  China  oder  der  Iran  jedoch  noch  über  beachtliche  Ölquellen
verfügen und in der Lage sind den Preis tief zu halten ist dies aufgrund der
beinahe kaum vorhandenen Ölqullen in der EU und in den USA dort nicht
möglich, eine andere Methode muss also her.

Uns  ist  bewusst,  dass  die  EU in  Hinblick  auf  die  jetzigen  umwelt-  und
lebensmittelrechtlichen  Richtlinien  kein  Land  von  Milch  und  Honig  ist,
dennoch wollen wir bereits bestehende fortschrittliche Faktoren verteidigen
und gleichzeitig den Kampf um Arbeiter_Innenkontrolle in der Energie- und
Lebensmittelproduktion aufnehmen.

Bild: energie-zukunft.eu

Europa:  Zerfall  eines
imperialistischen Blocks?
VON BEN ZIMMER

Am  23.  Juni  trat  Großbritannien  aus  der  Europäischen  Union  aus.  Die
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Nachrichten  überschlugen  sich.  In  Großbritannien  trat  Cameron  zurück,
Theresa May, eine Parteirechte, wurde Premier-Ministerin. In ganz Europa
wurde und wird über einen möglichen Zerfall der EU diskutiert, die Rechte
hat neuen Rückenwind bekommen und die Börse erlebte weltweit ein kleines
Beben.

Was ist eigentlich die EU?

Die Europäische Union ist neoliberal, undemokratisch und militaristisch. So
oder  so  ähnlich  wird  die  EU oft  richtigerweise  beschrieben.  Beispielhaft
hierfür steht die innere und äußere Krisenpolitik. Dass die EU militaristisch
ist, sieht man ganz gut an der rassistischen, paramilitärischen Grenzschutz-
Agentur  Frontex  oder  auch  der  Schaffung  der  60.000-Menschen starken
Eingreiftruppe. Diese dient einzig dem Ziel, Geflüchtete aus Krisengebieten
außerhalb  der  EU  zu  halten,  um  diese  nicht  nach  den  (ohnehin  zu
schwachen) Asylgesetzen der einzelnen Mitgliedsstaaten doch aufnehmen zu
müssen. Es werden demokratische Rechte ausgehebelt, zum Beispiel durch
das  Troika-Diktat  über  Griechenland  und  den  Zwang  gegenüber
krisengebeutelten Ländern, öffentliche Güter zu privatisieren und massiv an
den Sozialleistungen und Mindestlöhnen, so vorhanden, zu kürzen. Das alles
offenbart, welcher Klasse die EU-Bürokrat_Innen hörig sind.

Was jedoch bei „neoliberal, undemokratisch und militaristisch“ fehlt, sind die
sozialen Interessen, die hinter der EU stehen und welches Verhältnis die EU
zu den Nationalstaaten und deren Interessen hat. Die EU ist nämlich keine
supranationale („über dem Staat stehend“) Institution, wie sie gerne vorgibt,
sondern vielmehr ein  imperialistischer  Block aus  Nationalstaaten,  dessen
Gemeinschaft  es  ihnen  ermöglicht,  sich  besser  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  gegen  andere  Mächte,  wie  z.B.  die  USA,  zu
behaupten, auch wenn es immer wieder größere Probleme innerhalb dieser
Allianz gibt.

Der  Vorgänger  der  EU,  die  Europäische  Wirtschaftsgemeinschaft  (EWG),



wurde damals noch von den USA gestärkt, die sich als Hegemonialmacht
Vorteile im Kalten Krieg gegen die Sowjetunion erhoffte. Dies widersprach
allerdings  den  Interessen  einiger  europäischer  Imperialist_Innen,  die
langfristig auf einen einheitlichen, europäischen Staat hofften, der in der
Lage sein würde, als eigenständiger Imperialist die Hegemonialmacht auf der
Erde zu werden. Durch den wirtschaftlichen Aufschwung der BRD in den
70ern  und  d ie  Wiedervere in igung  unter  kap i ta l i s t i schen
Produktionsbedingungen  schaffte  es  der  wiedererstarkte,  deutsche
Imperialismus,  eine  führende  Rolle  in  der  EU  einzunehmen.
Auch wenn es zwischenzeitlich Fusionen zwischen dem deutschen und dem
französischen Kapital gab, erlitt die Idee eines Eurostaates schon 2005 einen
herben Rückschlag, als in Frankreich eine EU-Verfassung abgelehnt wurde.
Die jetzige EU ist sehr weit entfernt von einer „Einheit“. Deutschland ist die
dominierende Macht der EU, was dennoch nicht bedeutet, dass alle einfach
nach  deutscher  Pfeife  tanzen.  Jeder  Nationalstaat  hat  seine  eigene
Kapitalist_Innenklasse, die ihr eigenes Soziales vertritt und untereinander in
kapitalistischer Konkurrenz zu den anderen steht.  Die Widersprüche und
Konflikte innerhalb der EU sind Ausdruck davon und nicht, wie Rechte es
immer behaupten, Ausdruck kultureller Unterschiede.

Auch nationale Kapitalist_Innenklassen sind nicht einheitlich, sondern haben
verschiedene Interessen. Dies kann man ganz gut am Brexit erkennen: In
Großbritannien  hat  sich  die  Kapitalfraktion,  die  sich  nicht  auf  den
europäischen  Markt  fokussiert,  bei  der  Volksabstimmung  über  den  EU-
Austritt  durchsetzen  können  und  so  Großbritannien  als  eine  der
wirtschaftlich  stärksten  Nationen  in  Europa  aus  der  EU  raus  brechen
können.

Grexit

Der  Austritt  aus  der  EU  steht  nicht  erst  seit  dem  Brexit  auf  der
Tagesordnung.  Erstmals  wurde  2009  darüber  diskutiert,  ob  man
Griechenland aus der EU wirft, 2014 kamen die Diskussionen wieder auf.



Damals ging es hauptsächlich darum, sich von Griechenland zu lösen, das mit
einer  Jugendarbeitslosigkeit  von  mehr  als  50% und  einer  extrem hohen
Staatsverschuldung keinen Plan hatte, wie man aus der Krise kommt. Es
wurde dann mit der Troika (einer Kooperation von Europäischer Zentralbank
(EZB), Internationalem Währungsfonds (IWF) und Europäischer Kommission)
das  griechische Parlament  in  seiner  Macht  sehr  stark  eingeschränkt,  da
dieses fast keine Entscheidungen mehr über den eigenen Haushalt treffen
konnte.  Die  Alternative  zum Rausschmiss  war  ein  starker  Staat,  der  die
bürgerliche Demokratie  und Arbeiter_Innenrechte  zugunsten des  Kapitals
eingeschränkt hatte. Auch beim Referendum 2015, bei dem es darum ging,
ob man das Schuldendiktat der Troika annimmt, wurde mehrheitlich mit OXI,
also Nein, gestimmt. Dank des Verrates von SYRIZA, der Schwesterpartei der
Linkspartei,  wurde  das  Schuldendiktat  trotzdem  angenommen  und  die
griechischen  Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  müssen  weiter  unter  dem
wirtschaftlichen und sozialen Niedergang leiden.

Brexit

Das  Referendum  über  den  Austritt  Großbritanniens  unterscheidet  sich
grundlegend vom diskutierten Rausschmiss Griechenlands. Zunächst wurde
in Großbritannien als  Folge eines Führungskampfes in der konservativen
Partei,  den  David  Cameron  vorerst  gewann,  ein  Referendum  über  den
Verbleib  in  der  EU  abgehalten.  Cameron  hat  die  Abstimmung  als
Wahlversprechen in seine Kandidatur mit einfließen lassen und dem rechten
Flügel so Wind aus dem Segel genommen. Doch was darauf folgte gleicht
einem Sturm. Die UK Independence Party (UKIP), die, wie schon im Namen
steht,  für  den  Austritt  Britanniens  aus  der  EU  (der  „Unabhängigkeit“)
eintritt, konnte zusammen mit dem rechten Flügel der Konservativen eine
knappe  Mehrheit  beim  Referendum  erringen.  Mit  der  Leave-Kampagne
(„leave“ = verlassen) wurde die Schuld am Niedergang der Wirtschaft, dem
Verfall  von Bildungseinrichtungen,  dem Sinken der Reallöhne,  der hohen
Arbeitslosigkeit  und  sonstigen  Auswüchsen  des  Kapitalismus  den  „Gast“-
Arbeiter_Innen in die Schuhe geschoben. Die Partei behauptet, dass durch
die EU viele Migrant_Innen in das Vereinigte Königreich geholt wurden und



das britische Parlament durch die EU entmachtet wäre.

Diese rassistische Kampagne hat vielen Arbeiter_Innen eine Antwort auf die
Krise gegeben, die die Linke, auch durch ihre Zersplitterung, unfähig war, zu
geben.  Aber das Interesse,  dass diese Kampagne vertritt,  ist  keineswegs
eines der Arbeiter_Innen. Die Migrant_Innen, egal, ob sie aus Syrien, den
baltischen Staaten oder Polen kommen, werden von dem britischen Kapital
genutzt, um ihren Profit durch Lohndrückerei zu erhöhen. Nach dem Motto
„Wenn du den Job für diesen geringen Lohn nicht machst, dann macht es
jemand aus Polen“ werden britische Arbeiter_Innen genauso gegeneinander
ausgespielt,  wie  migrantische.  Die  Brexit-Kampagne  hat  der
Arbeiter_Innenklasse nichts zu bieten. Sie ist im Interesse von Teilen des
Kapitals, die sich weniger auf den europäischen Binnenmarkt, welcher die
Profite eher in die Taschen deutscher Kapitalist_Innen verschiebt, und mehr
auf den internationalen oder nationalen Markt, konzentrieren.

Zerfall der EU?

Die  Debatten  um  den  Rausschmiss  Griechenlands  und  der  Austritt
Großbritanniens  sind  ein  Ausdruck  der  Schwäche  des  imperialistischen
Blocks  EU.  Dies  liegt  vor  allem an  den  Differenzen  zwischen  einzelnen
Nationen. So kam es auch, dass nach dem terroristischen Anschlag in Paris
nur Frankreich und Deutschland gegen den IS militärisch intervenierten.
Wäre die EU ein stabilerer Block oder gar ein Euro-Staat, so hätten dies nicht
nur die zwei führenden Länder der EU getan.

Dass die EU nicht  so geschlossen ist,  wie sich einige Teile  des Kapitals
wünschen, bedeutet aber nicht automatisch, dass die EU jetzt auf Kurz oder
Lang zerfällt. Selbst wenn weitere Teile mit der EU brechen, bedeutet das
nicht  den  Zusammenbruch  der  gesamten  EU.  Das  Weiterbestehen  eines
Kerneuropas  oder  eine  Neuorganisierung  sind  denkbar.  Sicher  ist:  Die
Profitrate  fällt  langfristig,  das  Kapital  ist  daher  weiter  zu  einer
Überproduktion gezwungen. Das führt zu neuen Wirtschaftskrisen und einer



verschärften imperialistischen Konkurrenz. Damit steigt der Druck für die
einzelnen  Kapitalfraktionen  innerhalb  der  EU,  entweder  nach  außen  als
gleichrangige  Kraft  gegenüber  den  großen  imperialistischen  Mächten  zu
agieren oder aber neue Bündnisse einzugehen. Damit würden sie im Fall
kriegerischer Auseinandersetzungen militärischer oder wirtschaftlicher Art
nicht  auf  verlorenem  Posten  stehen  und  sich  der  Neuaufteilung  der
hegemonialen  Kräfte  fügen.

Kampf dem Rechtsruck!

„Wir  haben  dich  aus  dem  Land  gewählt!“  Solche  Sätze  müssen  sich
Migrant_Innen  in  Großbritannien  im  Moment  von  Rassist_Innen  und
Nationalist_Innen anhören. Die Zahl der rassistischen Angriffe stieg nach
dem Brexit laut Polizeistatistik um 57% an. Diese Angriffe auf Migrant_Innen
und ihre Rechte sind Ergebnis der rassistischen Brexit-Kampagne, bei der
das Märchen von einer EU erzählt wurde, die absichtlich viel Geflüchtete und
Gastarbeiter_Innen nach Großbritannien gebracht hat.

Doch nicht nur auf der Insel gibt es einen Anstieg von Rassismus. Europaweit
versuchen  Rechtspopulist_Innen  den  Brexit  und  die  Unzufriedenheit  der
Gesellschaft nach der Krise 2007/2008 sowie der gescheiterten EU-Politik für
sich zu nutzen. In den Niederlanden wird seitens Geert Wilders der Brexit
bejubelt:  „Die europhile Elite ist geschlagen“. Die Forderung nach einem
Austritt der Niederlande, einem Nexit, wird laut. Ähnliche Töne lassen sich
bei  Rechtspopulist_Innen  in  ganz  Europa  feststellen.  Marie  Le  Pen,
Vorsitzende  der  rechten  „Front  National“,
sagt: „Das ist ein historischer Moment, in dem das Volk die Macht wieder
übernommen  hat“.  Auch  die  Schweizerische  Volkspartei  (SVP),  die
österreichische, rechtspopulistische FPÖ und die AfD feierten den Brexit.
Letztere  forderte  auch  ein  Referendum  in  Deutschland.  AfD-Vorsitzende
Frauke Petry forderte „ein Europa der Vaterländer“. Zweifelsfrei sind alle
diese Bestrebungen genauso reaktionär wie der Brexit.



Doch die Rückkehr zum Nationalstaat ist keineswegs fortschrittlich und führt
auch  nicht  dazu,  dass  Lebensbedingungen der  Arbeiter_Innen verbessert
werden.  Das  jetzt  bestehende  Europa  –  auch  wenn  kapitalistische
Produktionsweisen  herrschen –  schafft  für  das  Erkämpfen  eines  wirklich
geeinten  Europas  eine  bessere  Ausgangslage,  als  eine  Rückkehr  zum
klassischen  Nationalstaat.  Dies  würde  historisch  einen  Rückschritt
darste l len.  Ein  Austr i t t  aus  der  EU  versetzt  n icht  nur  dem
internationalistischen  Bewusstsein  einen  schweren  Schlag,  wie  man  am
Brexit sehen kann, er schürt auch Illusionen in den Nationalstaat an sich.
Allein deshalb ist der Brexit kein Grund zur Freude, sondern eine Niederlage,
die sich nicht schönreden lässt. Der Brexit hat der Rechten europaweit einen
Aufwind  beschert.  Um  eine  Antwort  darauf  zu  finden,  braucht  es  eine
europaweite Konferenz der Linken, bei der man sich auf eine gemeinsame
Kampagne  gegen  die  drohende  Gefahr  von  Rassismus  einigt  und  diese
anschließend auch durchführt.

Soziales oder sozialistisches Europa?

Seitens der Linkspartei hört man oft, dass sie ein „soziales Europa“ will. In
ihrem  Programm  schreibt  sie,  dass  sie  „nicht  weniger  als  einen
grundlegenden  Politikwechsel  in  der  Europäischen  Union“  herbeiführen
möchte und die EU „einen Neustart“ brauche.  Weiter fordert  die LINKE
durchaus richtige Dinge, wie die Gleichstellung von Frauen und Männern,
ökologische  Nachhaltigkeit  oder  die  Auflösung  der  Grenzschutzagentur
Frontex.

Was aber der grundlegende, methodische Fehler der Linkspartei ist, ist die
sehr  vage  Kritik  an  der  Produktionsweise.  Sie  fordert  eine  EU,  deren
„Rechtsgrundlagen  wirtschaftspolitisch  neutral  gestaltet“  ist  und  eine
Offenheit  „gegenüber einer gemischtwirtschaftlichen Ordnung“ (Mischung
aus kapitalistischer Ausbeutung und staatlicher Planung). Damit greift sie
unter dem Strich nicht die kapitalistische Produktionsweise, sondern nur die
neoliberale Spielart dieser an und fordert letztlich ein kapitalistisches Europa



mit geringfügigen staatlichen Mitbestimmungsmöglichkeiten.

Wohin das führt  sieht man beispielsweise an ihrer abstrakten Forderung
nach Frieden. Ein „Frieden“ im Kapitalismus bedeutet auch ein Frieden mit
der Ausbeutung der Arbeiter_Innen, ein Frieden mit der Umweltzerstörung
und letztendlich auch ein Friede mit den kommenden Kriegen, die dieser
zwangsläufig  hervorbringen  wird.  Selbst  wenn  es  eine  EU gäbe,  die  so
organisiert ist, wie die LINKE sich es vorstellt, ist diese EU immer noch dazu
gezwungen,  imperialistisch  zu  agieren  und  die  Arbeiter_Innenklasse
auszubeuten, weil dies der inneren Logik des Kapitalismus entspricht. Ein
soziales Europa unter kapitalistischen Bedingungen wird es deshalb niemals
geben können.
Um diesen Fehler nicht auch zu machen, sagen wir offen und klar, was für
ein Europa wir wollen.  Wir wollen ein vereinigtes sozialistisches Europa.
Dieses  sozialistische  Europa  kann  nur  das  Ergebnis  des  gemeinsamen
revolutionären Kampfes der vereinigten europäischen Arbeiter_Innenklasse
gegen den Kapitalismus sein.

Perspektive

Doch trotz aller Kritik an der Linken sind wir weiterhin dafür, gemeinsam
gegen die (kommenden) Angriffe zu kämpfen. Dafür braucht es, wie oben
schon  erläutert,  einen  konkreten  Plan.  Deshalb  treten  wir  für  eine
europaweite  Konferenz  der  Linken  ein.

Auch  wenn  wir  als  Organisationen  unterschiedliche  Einschätzungen  und
Positionen zur EU und zum Brexit haben, heißt das trotzdem nicht, dass wir
uns sektiererisch verhalten sollten. Für die praktische Auseinandersetzung
heißt  es  nun,  nicht  lange verzagen,  sondern die Verteidigungskämpfe zu
organisieren und die Regierungskrise nutzen, um sie nicht den Rechten zu
überlassen:



Für die vereinigten sozialistischen Staaten vor Europa!
Für Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter_Innen, Migrant_Innen
und Jugendlichen gegen den wiedererstarkten Rassismus und den
Rechtsruck.

TTIP und der Widerstand gegen
die Freihandelsabkommen
Die Uhr tickt. Das transatlantische Freihandelsabkommen zwischen USA und
der Europäischen Union soll, laut EU-Kommissionschef Jean Claude-Juncker,
noch bis  Ende diesen Jahres  in  Kraft  treten.  TTIP und CETA gelten als
Auswüchse des Neoliberalismus. Aber warum?

TTIP und die Folgen

Die  Freihandelsabkommen  helfen  lediglich  den  Monopolkonzernen,  noch
mehr Profit aus anderen Ländern und armen Menschen zu ziehen und die
kleinen  regionalen  Firmen  auszuschalten.  Ein  Beispiel:  Allein  die  US-
Geflügelwirtschaft  hofft,  mit  TTIP  jährlich  500  Mio  Dollar  zusätzlichen
Umsatz in Europa zu machen. Dafür werden sogar Gesetze gelockert, um uns
Chlorhühnchen  auftischen  zu  dürfen.  Genmanipulierter  Mais  und  eine
verpestete Umwelt sind nur einige der Aspekte, die uns erschauern lassen
sollten.  Des Weiteren ginge jegliche Transparenz,  die  Verbraucher_Innen
zusteht,  verloren.  Auf  europäischem  Boden  würde  also  faktisch
amerikanisches Recht gelten. Doch es geht nicht nur um Lebensmittel und
die  Umwelt.  Auch  die  Privatisierung  vom  Bildungs-,  Gesundheits-  und
Verkehrssektor würde schwerwiegende Folgen haben: unbezahlbare Preise
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und eine noch größere Spaltung zwischen den Klassen.

Die Einzelregelungen zwischen Staat und Konzernen sollen ebenfalls auf eine
allgemein gültige Grundlage gebracht werden, was vielen Konzernen helfen
würde,  sich  in  Gerichtsverfahren  besser  und  stärker  gegen  Staat  und
Gewerkschaften (logischerweise auch gegen Arbeiter_Innen) durchzusetzen
zu  können.  Denn  den  Konzernen  wäre  es  dann  möglich,  den  Staat  zu
verklagen, wenn Gesetze zu Profiteinbußen der einzelnen Konzerne führen
würden.  Das  wäre  beispielsweise  dann  möglich,  wenn  Regierungen  den
Mindestlohn  erhöhen,  oder  den  Sechs-Stunden-Tag  einführen,  oder
Unternehmenssteuern  erhöht  werden,  und  so  weiter.  Streiks  würden
zunehmend unmöglich werden, auch wenn der Druck auf die Arbeiter_Innen
gleichzeitig immens ansteigen würde.

Die deutsche Regierung macht das aber mit, denn man verspricht sich von
TTIP und CETA höhere Wachstumsraten, mehr Investitionen und in Folge
dessen  auch  mehr  Arbeitsplätze  und  Steuereinnahmen.  Jedoch  zeigen
ähnliche  Freihandelsabkommen  (Deutschland  ist  ca.  schon  180
eingegangen), die bereits eingeführt sind, eher das Gegenteil: Arbeitsplätze
gehen verloren, Lohn und Arbeitsbedingungen sinken und man kann sich
schlechter juristisch gegen Ungerechtigkeiten wehren.

Widerstand in der Politik – ist TTIP tot?

Trotzdem  gibt  es  erste  Gegenstimmen  von  Wirtschaftsminister  Sigmar
Gabriel.  Er  und  die  SPD  erklären  das  TTIP  Handelsabkommen  nämlich
plötzlich für tot. Ihre Begründungen sind weitreichend: man habe sich in
Grundsätzen nicht mit den USA einigen können, Schiedsgerichte seien doch
keine  so  tolle  Idee.  Aus  anderen  Quellen  mutmaßte  man  nun,  dass
Massenproteste  die  Politiker_Innen  verunsichert  und  umgestimmt  hätten.

Ironischerweise erklärt die SPD aber das CETA Freihandelsabkommen mit
Kanada als sehr progressiv. Das ist ziemlich trickreich, denn ist das CETA-



Abkommen, welches ebenfalls geheim verhandelt wird, erst einmal in Kraft
getreten,  gibt  es  mehrere  Möglichkeiten  für  die  amerikanischen
Investor_Innen und Konzerne in Europa zu intervenieren. Eine Möglichkeit
wäre  zum  Beispiel  über  kanadische  Filialen  der  Konzerne  Einfluss  zu
nehmen. Oder das CETA Abkommen könnte als eine Art Blaupause (also als
übertragbares  Vorbild)  auf  TTIP  wirken.  CETA  ist  bereits  verhandelt,
befindet sich zurzeit in der sprachlichen und juristischen Prüfung und soll ab
Oktober in Kraft treten. Vorerst europaweit und dann einzeln abgestimmt in
den nationalen Parlamenten.

Perspektive des zivilen Widerstands

Ein  großer  Teil  der  Bevölkerung  allerdings  ist  nach  wie  vor  gegen  die
Freihandelsabkommen.  Viele  Tausende protestierten an den Aktionstagen
der Anti-TTIP-Bündnisse. Unterstützt wurden sie von Gewerkschaften, der
Linken,  den  Grünen,  NGOs  und  diversen  Umweltgruppen.  REVOLUTION
beteiligte sich auch schon an einigen Anti-TTIP-Demonstrationen. Der Protest
ist laut und bunt gemischt und findet mehrmals im Jahr statt. Aufgrund der
Gewerkschaften  und  Parteien  wird  die  Mobilisierung  natürlich  umso
erfolgreicher und die hohen Teilnehmer_Innenzahlen sind vor allem auch
ihnen zuzuschreiben.

Es  ist  natürlich  gut,  wenn  viele  Menschen  auf  die  Straße  gehen.
Politiker_Innen, die (laut dem Tagesspiegel) mittlerweile verunsichert sind,
auch.  Jedoch  können  Abkommen  im  Interesse  des  Kapitals  und  der
Großkonzerne nicht durch reine Demonstrationen abgewandt werden. Der
Protest muss anders ausgetragen werden und das vor allem europa- und
auch nordamerikaweit.

Da wir uns mittlerweile in der Endphase der Verhandlungen von TTIP und
CETA befinden,  muss der Protest  eine andere Perspektive annehmen. Er
muss kämpferischer und schwerwiegender werden, den Wortführer_Innen
der  EU  zeigen,  dass  man  mit  der  Bevölkerung  und  insbesondere  der



Arbeiter_Innenklasse nicht alles machen kann. Er muss den Kapitalist_Innen
schaden und die Arbeiter_Innen an die Hebel setzen.

Was also wäre da besser geeignet als  ein bundesweiter,  wenn nicht gar
europaweiter und auch in Nordamerika stattfindender Massenstreik, der das
alltägliche  Leben,  die  nationale  Wirtschaft  und  die  Konzerne  in  seinen
Grundfesten erschüttert?

Streiken ist tatsächlich eines der wenigen politischen Mittel,  welches der
Arbeiter_Innenklasse in Zeiten der Krise zur Verfügung steht, wie man am
Beispiel  von Frankreich sehen kann. Nicht nur für einen politischen und
kämpferischen Erfolg sind Streiks im Allgemeinen gut, sondern auch um das
Klassenbewusstsein  zu  aktivieren  (Dies  funktioniert  besonders  gut  bei
erfolgreichen  Streiks).

Doch  für  einen  Massenstreik  braucht  es  eine  gute  Organisation  und
Mobilisierung, die in einer so kurzen Zeit nur mit Hilfe von Gewerkschaften
vonstattengehen kann. Sie spielen eine zentrale Rolle bei der Vorbereitung,
jedoch muss der Streik trotzdem demokratisch organisiert werden. Es muss
transparent agierende, sofort abwählbare Streikleiter_Innen geben und nicht
solche,  die  hinter  verschlossenen  Türen  mit  Politiker_Innen  verhandeln.
Wichtig ist außerdem, dass nicht nur gestreikt wird, sondern (z.B. wie auch
in  Frankreich)  Raffinerien  besetzt  und  blockiert,  sowie  Atomkraftwerke
herunter gefahren werden, wenn TTIP am Ende doch unterzeichnet werden
sollte.
Ebenso  ist  es  auch  essentiell,  dass  die  breite  Öffentlichkeit  über  die
Funktionen und Ziele der Streiks informiert und aufgeklärt ist. Denn wenn
sie nicht informiert ist, hat sie kein Verständnis für die, mit Massenstreiks
anfallenden, Probleme.

Doch selbst wenn der Generalstreik europaweit durchgeführt werden könnte,
ist es natürlich trotzdem sehr wichtig sich auch mit den kanadischen und
amerikanischen Gewerkschaften in Verbindungen zu setzen. Denn auch für



diese Arbeiter_Innen sind TTIP und CETA kein Zuckerschlecken.

Den Menschen muss klar werden, dass das Demonstrieren oft einfach nicht
ausreicht  und  hier  kämpferischere  Mittel  in  Betracht  gezogen  werden
müssen!  Sicherlich  wird  es  nicht  einfach sein,  eine  große Mehrheit  von
einem Massenstreik zu überzeugen, jedoch stimmen nicht einmal mehr ein
Fünftel  der  Bevölkerung  TTIP  zu.  Doch  nur  mit  Kampfformen,  deren
Auswirkungen die Kapitalist_Innen am eigenen Profit spüren, wird es möglich
sein,  Freihandelsabkommen  und  jegliche  zukünftige  Angriffe  auf  die
Arbeiter_Innenklasse abzuwenden und zu zerschlagen, woraus obendrein ein
ges tä rk te r  In te rna t i ona l i smus  zw i schen  den  e inze lnen
Arbeiter_Innenbewegungen  hervorgehen  kann!
Für  diese  Kampfperspektive  werden  wir  auch  bei  künftigen  Anti-TTIP-
Protesten eintreten!

Von Leonie Schmidt

Bild: stop-ttip.org

Blockupy  goes  Berlin  –  Eine
neue  Runde  des  ewigen
Eventhoppings
VON LARS KELLER

Das 2012 entstandene Bündnis Blockupy will mal wieder den Protest auf die
Straße  tragen.  Nachdem  in  den  Vorjahren  hauptsächlich  Frankfurt  den
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örtlichen Schwerpunkt der Proteste darstellte – zuletzt im März 2015 bei der
Eröffnung der neuen EZB – ist das Bündnis nun nach Berlin umgezogen:
„Blockupy goes Berlin“. Dort sind am 2. September Proteste und Blockaden
rund um das Arbeitsministerium geplant. Am darauffolgenden Tag ruft das
Bündnis  zur  Teilnahme  an  der  Großdemonstration  „Aufstehen  gegen
Rassismus“  auf.  Blockupy  ruft  also  zu  Protesten  gegen  die  Spar-  und
Verarmungspolitik in Europa und das europäische Grenzregime auf. Soweit
nichts unbedingt Neues und weiterhin auch notwendige Proteste – weswegen
auch wir uns Anfang September selbstverständlich beteiligen werden und zur
Teilnahme an den Protesten aufrufen!

Was bietet Blockupy?

Gleichzeitig muss aber auch gefragt werden: Was hat Blockupy in den letzten
Jahren an politischer Qualität abseits eines tollen, durchaus massenhaften
Aktionstages erreicht? Welche Perspektive, welche Forderungen bietet uns
Blockupy? Wie soll es nach dem Aktionstag weitergehen? Wird dann wieder
anderthalb  Jahre  gewartet  und  dann  denkt  man  sich:  „Ach,  komm,  wir
machen mal wieder was tolles, buntes um ein Zeichen der Solidarität zu
setzen!“? Wo sieht Blockupy die Ursachen für Krisenregime und Rassismus
und wer kann laut ihnen den Kampf dagegen auch gewinnen?

Diese Fragen stellen wir  nicht  zum ersten Mal.  Schon bei  den Aktionen
gegen  die  EZB-Eröffnung  kritisierten  wir  die  fehlenden,  konkreten
Forderungen und weiterführenden Perspektiven.  So auch dieses  Mal:  Im
Aufruf  zum  zweiten  September  wird  v ie l  geschwärmt  über
Flüchtlingssolidarität, den Kämpfen in Frankreich, es wird sich beschwert
über  den  Grenzbau  und  Abschottung  und  über  die  Austeritätspolitik
technokratischer  Regime,  denen  eine  Absage  erteilt  wird.

Aber da, wo sich viele die Frage stellen, wie zum Beispiel dem wachsenden
Rassismus dauerhaft praktisch begegnet werden kann, da hört Blockupy auf.
Nirgends ist die Forderung an Gewerkschaften und Arbeiter_Innenparteien



für eine Einheitsfront mit lokalen Aktionskomitees zu finden. Nirgends die
Forderung nach antirassistischer Selbstverteidigung. Ebenso ist Blockupys
Antikapitalismus weiter sehr phrasenhaft und genauso begrenzt und leer.
Weder  beim Rassismus,  noch  bei  der  Austerität  erkennt  Blockupy,  dass
beides ein zwangsläufiges Phänomen der kapitalistischen Krise ist, Blockupy
erkennt nicht, dass die herrschende Klasse soziale Angriffe fahren muss, um
ihren Platz in der weltweiten Konkurrenz zu halten. Genauso der Rassismus,
welcher dann entsteht, wenn Teile der Gesellschaft im Zuge der Krise vom
sozialen Abstieg betroffen sind und daher schnell der Ideologie „Deutsche
zuerst“  verfallen,  diese Spaltung ist  natürlich durchaus praktisch für die
herrschende Klasse.
Dementsprechend koppelt Blockupy sich also wie viele linke Gruppierungen
den Antirassismus vom Sturz des kapitalistischen System als Ganzem los.

Eventhopping

Während für uns Aktionstage wie der 2. September oder auch die zahlreichen
Aktionskonferenzen  der  letzten  Monate,  bei  denen  es  darum  ging,  wie
Geflüchtete integriert (Welcome 2 Stay) werden können oder der Rassismus
geschlagen (Aufstehen gegen Rassismus) werden kann, dazu dienen sollen
eine  Bewegung  zu  entfachen,  so  scheinen  für  die  treibenden  Kräfte
Blockupys  wie  z.B.  die  „interventionistische  Linke“  mit  den  Events  die
Bewegungen bereits ihren Höhepunkt erreicht zu haben. Anstatt der Beginn
zu  sein,  ist  das  Event  das  Ziel .  Danach  schlafen  die  meisten
Mobilisierungsstrukturen wieder ein.  Das ist  sehr schade,  denn Blockupy
hätte durch die Verbindung zu Gewerkschaften und Linkspartei durchaus
Potential große Teile der Klasse zu mobilisieren.

Doch dafür müssten eben dieser Klasse auch Vorschläge gemacht werden –
und daran mangelt es ja bekanntlich. Zwar schreibt Blockupy am Ende des
Mobitextes, dass der 2.9. ein Startschuss für eine Art Kampagne mit Hinblick
auf  den  G20-Gipfel  nächstes  Jahr  in  Hamburg  werden  soll,  aber  die
Erfahrung aus dem letzten Jahr war, dass zum G7-Gipfel deutlich weniger



kamen als Monate zuvor zur EZB-Eröffnung.

Wie kann es weitergehen?

Das  Bündnis  „Jugend  gegen  Rassismus“  wird  am  29.  September  einen
weiteren bundesweiten Schulstreik  gegen Rassismus durchführen.  Hierzu
werden wir  während des  gesamten Septembers  intensiv  mobilisieren,  so
auch bei Blockupy.

Nicht  nur  das,  wir  versuchen  auch  die  oben  aufgeworfenen  Fragen  zu
beantworten.  Für  uns  sollte  sich  eine  Einheitsfront  vor  allem  auf
gemeinsame, dauerhafte, massenhafte Aktionen mit lokalen Aktionskomitees
bestehend aus allen Organisationen der Arbeiter_Innenklasse einigen – sei es
nun gegen Rassismus oder Verarmung und Arbeitslosigkeit.

Es sollte wenige gemeinsame, konkrete Forderungen geben, aber nichts was
die eigene Politik verwäscht! Solche Forderungen können unter anderem
sein:

Aufteilung der Arbeit in Europa auf alle, seien es Geflüchtete oder die
arbeitslose Jugend Südeuropas – und das nicht zu Dumpinglöhnen,
sondern einem von Arbeiter_Innenkontrollkomitees festgelegten und
überprüften Mindestlohn!
Offene Grenzen!
Wohnraum  für  alle  –  kontrolliert  durch  Arbeiter_Innenkomitees!
Enteignung von Leerstand und für sozialen Wohnungsbau, finanziert
durch die Kapitalisten!

So eine  Einheitsfront  fällt  aber  natürlich  nicht  vom Himmel  –  um ihren
Aufbau muss gekämpft werden. Es braucht mehr als einen Aktionstag, es
braucht verpflichtende Absprachen und Druck auf die Arbeiter_Innenparteien



und  Gewerkschaften!  Blockupy  hat  die  Reichweite  so  etwas  mit
voranzutreiben.  Daher  fordern  wir  Blockupy  auf,  eben  jenen  Druck
auszuüben  und  zudem  mit  zu  mobilisieren  für  den  Schulstreik  Ende
September!

Ausnahmezustand in der Türkei
– Nein zum „zivilen Putsch“!
VON SVENJA SPUNCK

Während des Putschversuches am Freitag, dem 15. Juli  2016, wurde das
Militär erfolgreich zurückgeschlagen und die undemokratische, gewaltsame
Übernahme  der  Staatsmacht  verhindert.  Seitdem  ist  jedoch  eine
Verschiebung der Machtverhältnisse deutlich zu beobachten,  bei  der  der
Staatspräsident Erdogan die Staatsmacht in seinen Händen konzentriert.

Noch als der Putsch selbst im Gang war, wurde der islamische Prediger
Fethullah  Gülen  beschuldigt,  diesen  mit  seiner  angeblichen  parallelen
Staatsstruktur organisiert zu haben. Beweise oder sich öffentlich als Gülen-
Anhänger äußernde Putschisten gibt es jedoch nicht. Dennoch laufen seit
einer Woche sogenannte Säuberungen im Militär, im öffentlichen Dienst, an
den  Universitäten  und  unter  Journalist_Innen.  Weit  über  zehntausend
Menschen wurden in den letzten Tagen festgenommen – und die Zahl steigt
weiter an. Lt. Regierungsangaben wurden 45 Prozent aller höheren Offiziere
verhaftet.

Über  zehntausend  Menschen  wurden  bisher  suspendiert,  darunter  die

https://onesolutionrevolution.de/ausnahmezustand-in-der-tuerkei-nein-zum-zivilen-putsch-2/
https://onesolutionrevolution.de/ausnahmezustand-in-der-tuerkei-nein-zum-zivilen-putsch-2/


Dekane  aller  Universitäten,  von  denen  einige  gleich  ganz  geschlossen
wurden. Richter, die eher dem nationalistischen Spektrum angehören und
hin und wieder nach geltendem Recht statt dem Wunsch der AKP urteilten,
wurden entlassen. Darunter befindet sich auch eine große Zahl von jenen, die
Menschen  freigesprochen  hatten,  die  wegen  der  Gezi-Park-Proteste
festgenommen wurden. Auch die Gewerkschaften der Gülen-Bewegung, Ufuk
Saglik Sendikasi,  wurden aufgelöst,  obwohl sie kaum Einfluss haben. Die
linkeren Gewerkschaft wie DISK, die v. a. im Metallsektor verankert ist, oder
KESK (öffentlicher Dienst) hingegen blieben bisher weitgehend verschont.

Ausnahmezustand

Außerdem wurde ein dreimonatiger Ausnahmezustand ausgerufen,  der es
Erdogan  ermöglicht,  so  zu  regieren,  wie  er  es  unter  der  bisherigen
Verfassung, legal betrachtet, noch nicht durfte. Sämtliche Versammlungen
können  aufgelöst,  landesweite  Ausgangssperren  angeordnet,  Zeitungen,
Zeitschriften  und Bücher  können verboten werden,  jede  Person kann zu
jedem Zeitpunkt durchsucht werden und die Dauer der Untersuchungshaft
wird auf 30 Tage verlängert,  eventuell  um die Heilung von Folterspuren
abzudecken. Für all dies braucht es keine richterlichen Beschlüsse mehr, die
Gewaltenteilung wird also zunehmend ausgehebelt.

Der Putschversuch und die Reaktion des türkischen Staates fand jedoch nicht
im luftleeren Raum und auch nicht spontan statt. Es ist viel mehr abzuleiten
aus dem zunehmend autoritär-reaktionären Kurs der AKP. Die Ereignisse der
letzten 12 Monate bieten viele Beispiele: So kam es zu einer Ausweitung des
brutalen  Krieges  gegen  die  kurdische  Bevölkerung,  zur  Aufhebung  der
parlamentarischen  Immunität  von  demokratisch-legitimierten
Parlamentarier_Innen, erzwungenen Neuwahlen und das alles im Lichte der
stetigen Versuche Erdogans ein Präsidialsystems einzuführen, in dem weite
Teile der Staatsmacht sich in seinen Händen konzentrieren. Dass Teile der
Bourgeoisie  mit  dem  Putschversuch  selber  versuchen  an  die  Macht  zu
kommen, zeigt uns, dass die herrschenden Klasse in der Türkei im Zuge einer



schweren ökonomischen Krise in sich zutiefst uneinig ist.

Die tiefe Wirtschaftskrise zwingt den türkischen Staat ferner zu massiven
ökonomischen Angriffen, diese sollen zunehmend verschleiert werden durch
diese lodernde Welle von Nationalismus, die grade über das Land schwappt.
Das diese der AKP in der eigenen Bevölkerung eine immer größere soziale
Basis  gibt,  zeigt  ihre  Mobilisierungskraft  über  das  Fernsehen gegen die
Putschist_Innen, wo zehntausende gegen Teile des Militärs auf die Straße
gingen.  Auch in Österreich und Deutschland kam es zu einer Reihe von
türkisch-nationalistischen Demonstrationen,  die eine weitere Polarisierung
nach rechts unter türkischen Nationalist_Innen und Boskurds bedeuten kann.
So  kam es  in  Wien bei  einer  Demonstration  zu  Angriffen  auf  kurdische
Geschäfte  und  in  Köln  fand  am  31.  Juli  eine  Massenveranstaltung  mit
zwischen 20 und 30 tausend Teilnehmer_Innen statt.
Selbst wenn bisher im Rahmen des Ausnahmezustandes nicht in erster Linie
linke  und  sozialistische  Gruppen  angegriffen  werden  sollten,  so  werden
dennoch die Grundlagen dafür gelegt, sie nach dessen Beendigung durch den
gesäuberten Staatsapparat mit jahrelangen Haftstrafen zu verurteilen oder
schlimmer, die Todesstrafe, zum Beispiel für Vaterlandsverräter, wieder zu
vollstrecken.  Nicht  nur  der  Ausnahmezustand  schürt  das  Klima  der
permanenten Bedrohung für politische Aktivist_Innen, sondern vor allem die
radikale AKP-Anhängerschaft, die auf die Straßen mobilisiert wurde und die
fälschlicherweise in den AKP-kontrollierten Medien als „das Volk“ dargestellt
wird, bietet das Potential für harte Auseinandersetzungen.

Schon jetzt greifen sie Stadtviertel an, in denen hauptsächlich Minderheiten
wie Alevit_Innen oder Christ_Innen angesiedelt sind, die sich nun Tag und
Nacht  dagegen verteidigen müssen.  Diese islamistischen Trupps arbeiten
Hand in Hand mit der AKP-treuen Polizei und es besteht die Gefahr, dass
diese Erfahrung in der Praxis demnächst auch gegen Mobilisierungen der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Sozialist_Innen  genutzt  wird.  In  diesem
politischen Klima kam es in den vergangenen Wochen auch vermehrt zu
LGBTIA-feindlicher Gewalt. So wurden die bekannte transgender Aktivistin
Hande Kader und auch ein homosexueller Geflüchteter aus Syrien brutal



ermordet.

In der Nacht des Putsches haben sich alle sozialistischen Organisationen und
Parteien geschlossen gegen den Staatsstreich ausgesprochen, jedoch haben
nicht  alle  die  richtige  Forderung  aufgestellt,  dass  ein  Kampf  dagegen
einhergehen muss mit dem gegen den Versuch Erdogans, diesen für seinen
eigenen Putsch, der Errichtung eines halb-diktatorischen Regimes zu nutzen.
Auch wenn sich die kemalistische CHP in der Vergangenheit gegen dieses
Präsidialsystem  positionierte,  so  hat  sie  dennoch  der  Aufhebung  der
Immunität der HDP-Abgeordneten zugestimmt und somit den Weg für dieses
System geebnet. Eine Opposition muss jedoch den Worten klare Taten folgen
lassen und darf sich nicht vor der AKP selbst erniedrigen.

Die  Politik  der  CHP  zeigt  einmal  mehr,  dass  auf  diese  bürgerliche
Oppositionspartei kein Verlass ist. Sie vertritt letztlich die Interessen eines
Minderheitsflügels der herrschenden Klasse, der der türkische Kapitalismus
und sein Staat jedoch allemal näherstehen als die Menschen, die in diesem
System leben müssen.

Welche Politik?

Die HDP hat seit dem Krieg in Kurdistan leider auch einen Teil ihrer Basis
und  Unterstützer_Innen  verloren  und  ist  auch  jetzt  kaum  in  der  Lage,
außerhalb der kurdischen Gebiete erfolgreich die Massen zu mobilisieren.
Am vergangenen  Samstagabend  hatte  die  HDP zu  einer  Kundgebung  in
Istanbul aufgerufen, zu der mehrere Tausend Anhänger_Innen erschienen,
wo  sowohl  gegen  den  Putschversuch  wie  gegen  die  repressive  Politik
Erdogans protestiert wurde.

Das zeigt zwar, dass legale Mobilisierungen noch möglich sind. Es zeigt aber
auch, dass gegen den Versuchs Erdogans, den Putsch für die Etablierung
seines  eigenen,  diktatorischen  Regimes  zu  nutzen,  notwendig  ist,  ein
Aktionsbündnis,  eine  Einheitsfront  zu  schaffen.



Diese sollte alle Organisationen der Arbeiter_Innenklasse, der national und
sexuell  Unterdrückten,  der  sozialistischen  und  demokratischen
Organisationen umfassen, insbesondere natürlich die HDP, aber auch die
Gewerkschaften DISK und KESK.

Eine  solche  Front  müsste  sich  in  erster  Linie  um  grundlegende
demokrat i sche  Forderungen  grupp ieren :  Aufhebung  des
Ausnahmezustandes,  Wiederherstellung  aller  demokratischen  Rechte
(Versammlungsrecht, Demonstrationsrechte), die Aufhebung aller Ein- und
Ausreisebeschränkungen, Aufhebung aller Suspendierungen im öffentlichen
Dienst,  Freilassung der zahlreichen Festgenommen,  sofortige Beendigung
des Krieges gegen das kurdische Volk, Rückzug von Armee und Polizei aus
den kurdischen Gebieten.
Die Aburteilung der Beteiligung am Putsch kann nicht dem Regime und der
AKP überlassen werden. Ohne Pressefreiheit, ohne demokratische Rechte für
die Opposition kann dies nur eine Farce sein, die Form von mehr oder minder
„rechtsstaatlichen“  Schauprozessen  annehmen.  Die  sozialistischen  und
demokratischen Oppositionskräfte müssen daher selbst die Veröffentlichung
aller Kommunikation, alle angeblicher Verstrickung der Gülen-Bewegung in
den Putsch fordern, um öffentlich die Verantwortlichkeit für den Putsch, aber
auch den Gegenputsch von Erdogan zu untersuchen.

Eine Einheitsfront  gegen den Ausnahmezustand und gegen den Krieg in
Kurdistan  müsste  aber  neben  demokratischen  Forderungen,
Massenmobilisierungen und Streikaktionen bis hin zum Generalstreik auch
unmi t te lbar  dazu  be i t ragen ,  d ie  Se lbs tver te id igung  der
Arbeiter_Innenorganisationen und unterdrückten Minderheiten im Land zu
organisieren – sowohl gegen Übergriffe des Staatsapparates wie auch gegen
den reaktionären Mob.

Schließlich müssen Revolutionär_Innen aber auch für die Schaffung einer
neuen Arbeiter_Innenpartei argumentieren, die eine politische Alternativen
zur immer festeren AKP-Herrschaft bildet, die den Kampf für unmittelbare
und grundlegende demokratische Forderungen (wie z. B. der Forderung nach



einer Konstituierenden Versammlung) mit dem Kampf für die sozialistische
Revolution verbindet.

Bild: thomas koch / shutterstock.com

Ausnahmezustand in der Türkei
– Nein zum „zivilen Putsch“!
VON SVENJA SPUNCK

Während des Putschversuches am Freitag, dem 15. Juli  2016, wurde das
Militär erfolgreich zurückgeschlagen und die undemokratische, gewaltsame
Übernahme  der  Staatsmacht  verhindert.  Seitdem  ist  jedoch  eine
Verschiebung der Machtverhältnisse deutlich zu beobachten,  bei  der  der
Staatspräsident Erdogan die Staatsmacht in seinen Händen konzentriert.

Noch als der Putsch selbst im Gang war, wurde der islamische Prediger
Fethullah  Gülen  beschuldigt,  diesen  mit  seiner  angeblichen  parallelen
Staatsstruktur organisiert zu haben. Beweise oder sich öffentlich als Gülen-
Anhänger äußernde Putschisten gibt es jedoch nicht. Dennoch laufen seit
einer Woche sogenannte Säuberungen im Militär, im öffentlichen Dienst, an
den  Universitäten  und  unter  Journalist_Innen.  Weit  über  zehntausend
Menschen wurden in den letzten Tagen festgenommen – und die Zahl steigt
weiter an. Lt. Regierungsangaben wurden 45 Prozent aller höheren Offiziere
verhaftet.

Über  zehntausend  Menschen  wurden  bisher  suspendiert,  darunter  die
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Dekane  aller  Universitäten,  von  denen  einige  gleich  ganz  geschlossen
wurden. Richter, die eher dem nationalistischen Spektrum angehören und
hin und wieder nach geltendem Recht statt dem Wunsch der AKP urteilten,
wurden entlassen. Darunter befindet sich auch eine große Zahl von jenen, die
Menschen  freigesprochen  hatten,  die  wegen  der  Gezi-Park-Proteste
festgenommen wurden. Auch die Gewerkschaften der Gülen-Bewegung, Ufuk
Saglik Sendikasi,  wurden aufgelöst,  obwohl sie kaum Einfluss haben. Die
linkeren Gewerkschaft wie DISK, die v. a. im Metallsektor verankert ist, oder
KESK (öffentlicher Dienst) hingegen blieben bisher weitgehend verschont.

Ausnahmezustand

Außerdem wurde ein dreimonatiger Ausnahmezustand ausgerufen,  der es
Erdogan  ermöglicht,  so  zu  regieren,  wie  er  es  unter  der  bisherigen
Verfassung, legal betrachtet, noch nicht durfte. Sämtliche Versammlungen
können  aufgelöst,  landesweite  Ausgangssperren  angeordnet,  Zeitungen,
Zeitschriften  und Bücher  können verboten werden,  jede  Person kann zu
jedem Zeitpunkt durchsucht werden und die Dauer der Untersuchungshaft
wird auf 30 Tage verlängert,  eventuell  um die Heilung von Folterspuren
abzudecken. Für all dies braucht es keine richterlichen Beschlüsse mehr, die
Gewaltenteilung wird also zunehmend ausgehebelt.

Der Putschversuch und die Reaktion des türkischen Staates fand jedoch nicht
im luftleeren Raum und auch nicht spontan statt. Es ist viel mehr abzuleiten
aus dem zunehmend autoritär-reaktionären Kurs der AKP. Die Ereignisse der
letzten 12 Monate bieten viele Beispiele: So kam es zu einer Ausweitung des
brutalen  Krieges  gegen  die  kurdische  Bevölkerung,  zur  Aufhebung  der
parlamentarischen  Immunität  von  demokratisch-legitimierten
Parlamentarier_Innen, erzwungenen Neuwahlen und das alles im Lichte der
stetigen Versuche Erdogans ein Präsidialsystems einzuführen, in dem weite
Teile der Staatsmacht sich in seinen Händen konzentrieren. Dass Teile der
Bourgeoisie  mit  dem  Putschversuch  selber  versuchen  an  die  Macht  zu
kommen, zeigt uns, dass die herrschenden Klasse in der Türkei im Zuge einer



schweren ökonomischen Krise in sich zutiefst uneinig ist.

Die tiefe Wirtschaftskrise zwingt den türkischen Staat ferner zu massiven
ökonomischen Angriffen, diese sollen zunehmend verschleiert werden durch
diese lodernde Welle von Nationalismus, die grade über das Land schwappt.
Das diese der AKP in der eigenen Bevölkerung eine immer größere soziale
Basis  gibt,  zeigt  ihre  Mobilisierungskraft  über  das  Fernsehen gegen die
Putschist_Innen, wo zehntausende gegen Teile des Militärs auf die Straße
gingen.  Auch in Österreich und Deutschland kam es zu einer Reihe von
türkisch-nationalistischen Demonstrationen,  die eine weitere Polarisierung
nach rechts unter türkischen Nationalist_Innen und Boskurds bedeuten kann.
So  kam es  in  Wien bei  einer  Demonstration  zu  Angriffen  auf  kurdische
Geschäfte  und  in  Köln  fand  am  31.  Juli  eine  Massenveranstaltung  mit
zwischen 20 und 30 tausend Teilnehmer_Innen statt.
Selbst wenn bisher im Rahmen des Ausnahmezustandes nicht in erster Linie
linke  und  sozialistische  Gruppen  angegriffen  werden  sollten,  so  werden
dennoch die Grundlagen dafür gelegt, sie nach dessen Beendigung durch den
gesäuberten Staatsapparat mit jahrelangen Haftstrafen zu verurteilen oder
schlimmer, die Todesstrafe, zum Beispiel für Vaterlandsverräter, wieder zu
vollstrecken.  Nicht  nur  der  Ausnahmezustand  schürt  das  Klima  der
permanenten Bedrohung für politische Aktivist_Innen, sondern vor allem die
radikale AKP-Anhängerschaft, die auf die Straßen mobilisiert wurde und die
fälschlicherweise in den AKP-kontrollierten Medien als „das Volk“ dargestellt
wird, bietet das Potential für harte Auseinandersetzungen.

Schon jetzt greifen sie Stadtviertel an, in denen hauptsächlich Minderheiten
wie Alevit_Innen oder Christ_Innen angesiedelt sind, die sich nun Tag und
Nacht  dagegen verteidigen müssen.  Diese islamistischen Trupps arbeiten
Hand in Hand mit der AKP-treuen Polizei und es besteht die Gefahr, dass
diese Erfahrung in der Praxis demnächst auch gegen Mobilisierungen der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Sozialist_Innen  genutzt  wird.  In  diesem
politischen Klima kam es in den vergangenen Wochen auch vermehrt zu
LGBTIA-feindlicher Gewalt. So wurden die bekannte transgender Aktivistin
Hande Kader und auch ein homosexueller Geflüchteter aus Syrien brutal



ermordet.

In der Nacht des Putsches haben sich alle sozialistischen Organisationen und
Parteien geschlossen gegen den Staatsstreich ausgesprochen, jedoch haben
nicht  alle  die  richtige  Forderung  aufgestellt,  dass  ein  Kampf  dagegen
einhergehen muss mit dem gegen den Versuch Erdogans, diesen für seinen
eigenen Putsch, der Errichtung eines halb-diktatorischen Regimes zu nutzen.
Auch wenn sich die kemalistische CHP in der Vergangenheit gegen dieses
Präsidialsystem  positionierte,  so  hat  sie  dennoch  der  Aufhebung  der
Immunität der HDP-Abgeordneten zugestimmt und somit den Weg für dieses
System geebnet. Eine Opposition muss jedoch den Worten klare Taten folgen
lassen und darf sich nicht vor der AKP selbst erniedrigen.

Die  Politik  der  CHP  zeigt  einmal  mehr,  dass  auf  diese  bürgerliche
Oppositionspartei kein Verlass ist. Sie vertritt letztlich die Interessen eines
Minderheitsflügels der herrschenden Klasse, der der türkische Kapitalismus
und sein Staat jedoch allemal näherstehen als die Menschen, die in diesem
System leben müssen.

Welche Politik?

Die HDP hat seit dem Krieg in Kurdistan leider auch einen Teil ihrer Basis
und  Unterstützer_Innen  verloren  und  ist  auch  jetzt  kaum  in  der  Lage,
außerhalb der kurdischen Gebiete erfolgreich die Massen zu mobilisieren.
Am vergangenen  Samstagabend  hatte  die  HDP zu  einer  Kundgebung  in
Istanbul aufgerufen, zu der mehrere Tausend Anhänger_Innen erschienen,
wo  sowohl  gegen  den  Putschversuch  wie  gegen  die  repressive  Politik
Erdogans protestiert wurde.

Das zeigt zwar, dass legale Mobilisierungen noch möglich sind. Es zeigt aber
auch, dass gegen den Versuchs Erdogans, den Putsch für die Etablierung
seines  eigenen,  diktatorischen  Regimes  zu  nutzen,  notwendig  ist,  ein
Aktionsbündnis,  eine  Einheitsfront  zu  schaffen.



Diese sollte alle Organisationen der Arbeiter_Innenklasse, der national und
sexuell  Unterdrückten,  der  sozialistischen  und  demokratischen
Organisationen umfassen, insbesondere natürlich die HDP, aber auch die
Gewerkschaften DISK und KESK.

Eine  solche  Front  müsste  sich  in  erster  Linie  um  grundlegende
demokrat i sche  Forderungen  grupp ieren :  Aufhebung  des
Ausnahmezustandes,  Wiederherstellung  aller  demokratischen  Rechte
(Versammlungsrecht, Demonstrationsrechte), die Aufhebung aller Ein- und
Ausreisebeschränkungen, Aufhebung aller Suspendierungen im öffentlichen
Dienst,  Freilassung der zahlreichen Festgenommen,  sofortige Beendigung
des Krieges gegen das kurdische Volk, Rückzug von Armee und Polizei aus
den kurdischen Gebieten.
Die Aburteilung der Beteiligung am Putsch kann nicht dem Regime und der
AKP überlassen werden. Ohne Pressefreiheit, ohne demokratische Rechte für
die Opposition kann dies nur eine Farce sein, die Form von mehr oder minder
„rechtsstaatlichen“  Schauprozessen  annehmen.  Die  sozialistischen  und
demokratischen Oppositionskräfte müssen daher selbst die Veröffentlichung
aller Kommunikation, alle angeblicher Verstrickung der Gülen-Bewegung in
den Putsch fordern, um öffentlich die Verantwortlichkeit für den Putsch, aber
auch den Gegenputsch von Erdogan zu untersuchen.

Eine Einheitsfront  gegen den Ausnahmezustand und gegen den Krieg in
Kurdistan  müsste  aber  neben  demokratischen  Forderungen,
Massenmobilisierungen und Streikaktionen bis hin zum Generalstreik auch
unmi t te lbar  dazu  be i t ragen ,  d ie  Se lbs tver te id igung  der
Arbeiter_Innenorganisationen und unterdrückten Minderheiten im Land zu
organisieren – sowohl gegen Übergriffe des Staatsapparates wie auch gegen
den reaktionären Mob.

Schließlich müssen Revolutionär_Innen aber auch für die Schaffung einer
neuen Arbeiter_Innenpartei argumentieren, die eine politische Alternativen
zur immer festeren AKP-Herrschaft bildet, die den Kampf für unmittelbare
und grundlegende demokratische Forderungen (wie z. B. der Forderung nach



einer Konstituierenden Versammlung) mit dem Kampf für die sozialistische
Revolution verbindet.

Bild: thomas koch / shutterstock.com

Stellungnahme  zur  Al-Quds
Demonstration in Berlin
Wir, die Unterzeichner*innen, stellen uns gegen die Al Quds-Tag-Demo, die
am 2. Juli 2016 in Berlin stattfinden soll. Der Al Quds-Tag ist ein globaler Tag
der vermeintlichen Solidarität mit dem palästinensischen Kampf, der durch
Khomeini,  den  ehemaligen  islamischen  Führer  Irans,  ins  Leben  gerufen
wurde.  Diesen  Tag  sehen  wir  als  eine  klare  Instrumentalisierung  der
palästinensischen  Sache  durch  ein  interventionistisches  unterdrückendes
Regime,  um von  den  Verbrechen  der  islamischen  Republik  Iran  an  der
eigenen Bevölkerung, der eigenen Arbeiter*innenklasse und der gesamten
Region abzulenken.

Die  palästinensische  Sache  ist  eine  globale  Angelegenheit,  die  nicht  für
nationale Interessen und insbesondere für Unterdrückung benutzt werden
darf.  Palästina  gilt  als  einer  der  wichtigsten  gemeinsamen  Nenner  der
sogenannten islamischen Welt. Diese Tatsache wird vom iranischen Regime
benutzt,  um  sich  als  Führungsmacht  der  Region  zu  profilieren.  Diese
Tatsache  wird  vom Zionismus  ebenso  wie  vom westlichen  Imperialismus
benutzt, um mit antimuslimischem Rassismus gegen den palästinensischen
Kampf zu hetzen und die Besatzung Palästinas zu legitimieren. In diesem Fall
ist der Feind unseres Feindes nicht unser Freund.

Das Regime der islamischen Republik ist ein kapitalistisches und neoliberales
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Regime, das die Minderheiten im Lande, die Arbeiter*innenbewegung und
die linke Opposition seit Jahrzehnten brutal unterdrückt, mordet und ins Exil
treibt. Umso verlogener ist seine Propaganda, wenn man bedenkt, dass viele
der Genoss*innen, die diesem Regime zum Opfer gefallen sind, diejenigen
waren,  die  wahre  und  praktische  Solidarität  mit  Palästina,  auch  im
bewaffneten  Kampf,  praktizierten.  Diese  internationalistische
Zusammenarbeit zwischen Revolutionär*innen ist genau das, was sowohl die
iranische  Regierung  als  auch  die  reformistischen  Kräfte  im  Lande
abschreckt.  Wichtig  ist  auch  anzumerken,  dass  diese  Zusammenarbeit
sowohl  während  des  Schah-Regimes  als  auch  zur  Zeit  der  islamischen
Republik vorhanden war.

Trotz alldem wird der Pakt von Zionist*innen und anderen Rassist*innen, die
alljährlich in voller Genugtuung gegen die Demo mobilisieren, durch diese
Tatsachen auf  keine  Art  und  Weise  legitimer.  Das  jährliche  Treffen  von
Palästina-Hasser*innen  und  anti-muslimischen  Hetzer*innen  zeigt  uns
deutlich, welche Leute zusammenkommen und welche Interessen vertreten
werden,  wenn  es  darum  geht,  gegen  ein  freies  und  selbstbestimmtes
Palästina zu kämpfen. Für das gesamte Spektrum der Anti-palästinensischen
Querfront,  von  vermeintlichen  Linken  wie  „Antifaschistisches  Berliner
Bündnis gegen den Al Quds-Tag“ bis zu offenen Nationalist*innen wie dem
„American Jewish Committee“ (AJC) oder Pegida, ist der Al Quds-Tag ein
Fest. Diese perfiden Gruppierungen betrachten wir als unseren politischen
Feind.  So  erscheinen sie  u.a.  auf  Gedenkveranstaltungen zur  Nakba mit
Fahnen der Nakba-Verbrecher*innen, um sich dann als Opfer darzustellen,
wenn auf ihre Provokationen reagiert wird. Sie sind auch diejenigen, die
Agent*innen in Flüchtlingslager schicken, um gegen Geflüchtete zu hetzen.
Unsere Ablehnung gegen den Al Quds-Tag bedeutet keinesfalls, dass wir den
Kampf gegen diese rassistischen Hetzer*innen auch nur für  eine Minute
ruhen lassen.

Um unsere Stellungnahme abzuschließen, finden wir kein passenderes Zitat,
als  das  von  Torab  Haghshenas,  dem  iranischen  Kommunisten  und
Revolutionär, der dieses Jahr im Exil verstorben ist. So wie Torab sein Leben
sowohl dem Kampf gegen das iranische Regime vor und nach der Revolution,



als auch dem palästinensischen Befreiungskampf gewidmet hat, so widmen
wir diese Stellungnahme ihm und seinem Erbe:

„Angesichts  der  anhaltenden  Angriffe  seitens  der  Welt  des  Kapitals,  die
versucht,  die  Palästinenser*innen  zu  vernichten,  sind  wir  alle
Palästinenser*innen.“

Solidarität  mit  dem  Kampf  der  Palästinenser*innen  und  der
Arbeiter*innenbewegung im Iran!
Solidarität mit den emanzipatorischen Kämpfen in Palästina und im
Iran!
Gegen den Zionismus, gegen die islamische Republik Iran!

F.O.R.-Palestine

Gruppe ArbeiterInnenmacht

Komitee zur Unterstützung der politischen Gefangenen im Iran- Berlin e.V.

Praxis

Prison´s Dialogue (Ehemalige politische Gefangene im Iran)

Revolution

Street Roots

Préparer  la  grève  général:
Solidarité avec la jeunesse et les
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travailleurs en lutte
Nous,  l’organisation  internationale  communiste  REVOLUTION,  voulons
exprimer notre entière solidarité aux élèves, étudiens et travailleurs en grève
dans toute la France. Votre résistance courageuse contre le loi réactionnaire
El-Khomri, avancé par la Partie Socialiste et Les Verts, est un exemple pour
millions de jeunes en toute l’europe.

Le  gouvernement  francais  veut  renforcer  l’impérialisme francais  dans  le
cadre  européen  et  international.  Ceux  qui  en  vont  souffrir  sont  les
travailleurs et la jeunesse francaise et également les gens dans les semi-
colonies francaises.  Une victoire à l’intérieur pour les capitalistes,  aurait
pour consequence un comportement encore plus agressif à l’extérieur.

On sait ce qui est en jeu. L’Agenda 2010, un loi lancé par la Partie social-
démocrat et les Verts contenait la rognage des droits socials et syndicals.
Après  l’introduction  du  loi  il  y  avait  une  forte  augmentation  du  travail
intérimaire et du travail temporaire, une réduction des prestations sociales et
le recul de l’organisation dans les syndicats pour millions de travailleurs. La
classe ouvrière a énormement souffri  de cette reforme,  qui  a  causé une
manque de perspective parmi les travailleurs. Il faut empêcher que le même
chose se passe en France!

Les grèves dans tout le pays, l’occupation des raffineries et l’éteindre des
réacteurs  nucléaires,  étaient  des  pas  important  pour  pousser  le
gouvernement dans une position défensive. La journée nationale d’action du
14  juin,  à  qui  millions  de  travailleurs  avec  conscience  de  classe  vont
participer, sera aussi un pas important.

Les luttes contre le Contrat première embauche (CPE) en 2006, ont pres’que
fait  échouer  le  gouvernement  et  ont  empeché  l’introduction  du  loi
réactionnaire. Mais les temps ont changé. Depuis 2007 nous sommes témoins
de la plus grand crise du capitalisme depuis la 2ième Guerre Mondiale. Les
banques, les trusts et les gouvernement sont encore plus décidés à imposer
leurs interêts sur nous, contre notre résistance. Il faut se rendre compte que
le gouvernement va introduire le loi El-Khomri, n’importe combien de gens
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vont participer à la journée d’action du 14 juin.

Il  faut  se  préparer  à  une  confrontation  qui  rend  une  grève  général
permanente  inévitable.  Nous  appelons  aux  directions  des  syndicats  des
Confédérations général du travail, des Force ouvrière, de Solidaires et de
l’intersyndicale,  de se préparer pour le grève général.  Il  faut établir des
comités de grève dans chaque école, université et enterprise qui peuvent
organiser la grève. Chaque rue, chaque quartier ouvrière, chaque usine, doit
devenir une bastion de la résistance.

Surtout les bastions de notre lutte – les raffineries, les réacteurs nucléaires
les havres, et les trains doivent être defendu par nous. Le gouvernement
parle avec la langue fourchue dans cette situation: de l’un côté elle fait des
concessions aux travailleurs en grève pour mettre fin à la résistance. De
l’autre côté elle a déclaré l’état d’urgence à cause de votre protestation. Mais
il y a quand même une bonne nouvelle. Le gouvernement est faible, la Partie
Socialiste est divisé en cette question. La légitimité de Francois Hollande est
de plus en plus faible. Le loi peut tomber, mais il faut pas savoir peur que le
gouvernement tombe aussi. Il faut pas avoir peur d’une victoire de la Front
Nationale. La meilleure arme contre le racisme et la politique néolibérale de
la FN, est une victoire des travailleurs et de la jeunesse francaise, n’importe
de quelle nationalité, contre les lois du gouvernement.

Mais  oui,  il  nous  faut  une  prope  réponse.  Cette  réponse  doit  être  une
gouvernement des travailleurs, constitué par les syndicats, les parties de la
gauche, qui appuyent la résistance contre les lois, et les comités de grève.
Cette gouvernement pourrait mettre un fin aux assauts des capitalistes, et
prendre mesures révolutionnaires, mesures vraiment socialistes, pour arrêter
la  pauvrété,  manque  de  perspectives  et  guerre  dans  l’intérieur  et  dans
l’extérieur.

Les  gouvernants  sont  conscientes  de  cette  menace.  Pendant  les  grèves
générales de 1968, Charles de Gaulle a consideré d’utiliser le militair comme
moyen pour supprimer les travailleurs et la jeunesse en France. Cela est
aussi  mainteant  une  réaction  possible  du  gouvernement  francais.  Les
protestations pendant le Printemps Arabe ont montré, que le militair peut



être paralysé pour une certaine temps. Mais il est crucial de convaincre les
soldats et les attirer à notre côté.

Il semble radical, mais il faut se préparer à tous les actions de l’ennemi.
Preparons ensemble les pas suivants de votre résistance.

Les luttes des travailleurs et de la jeunesse francaise ne sont seulement un
exemple pour nous. Les résultats seront important pour les luttes de classes
en toute l’europe. Une victoire pour eux va renforcer les capitalistes, et va
aider  les  racistes  et  nationalistes.  Une  victoire  de  notre  mouvement  va
renforcer  l‘  l’internationalisme  et  le  courage  entre  la  jeunesse,  les
travailleurs  et  les  pauvres  en  europe.

Nous, la jeunesse et les jeunes travailleurs, regardons vos luttes. Nous
sommes à votre côté dans le lutte juste contre la loi El-Khomri.

Contacte: germany[ät]onesolutionrevolution.de

Landgrabbing in Lateinamerika –
Raub der Lebensgrundlage
In  Entwicklungs-  und  Schwellenländern  –  wir  sagen  dazu
Halbkolonien, da sie ökonomisch meist von einem imperialistischen
Land  beherrscht  werden  –  findet  sehr  starke  Ausbeutung  und
Unterdrückung an der dortigen Bevölkerung statt. Häufig ist es sehr
schwer einen Arbeitsplatz zu finden, oder von diesem zu überleben.
Viele Menschen sind daher auf die Landwirtschaft angewiesen. Meist
um sich selbst zu ernähren, seltener um noch einen geringen Teil
ihrer  Waren  an  andere  zu  verkaufen.  Alles,  was  diese  Menschen
besitzen,  ist  ein  Stück  Land,  doch  auch  diese  existenzielle
Lebensgrundlage wird ihnen vielerorts genommen. Meist passiert dies
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durch  ausländische  Investor_Innen  oder  gar  ganze  Staaten.  Viele
Kapitalist_Innen  aus  Industriestaaten  besitzen  in  Halbkolonien
riesige Landflächen die einzig und allein dafür genutzt werden, um
Waren zu produzieren und diese zurück in die Industrieländer zu
exportieren.

Natürlich  geben  die  Bauern/Bäuerinnen  die  Fläche  nicht  freiwillig  her.
Manche bekommen tatsächlich auch Pacht bezahlt, allerdings meist in sehr
kleinen Summen, wie z. B. drei Dollar pro Monat, von denen keinesfalls eine
ganze Familie leben kann. Oft wird ihnen auch versprochen, dass ihr Dorf ein
Krankenhaus oder eine Schule bekommt, im Gegenzug dafür, dass sie ihr
Land  hergeben.  Doch  dies  bleiben  meist  nur  Versprechungen  und  die
Menschen  haben  nicht  nur  ihr  Land  verloren,  sondern  auch  ihre
Beschäftigung  sowie  die  Lebensgrundlage  ihrer  Familien.

Manchmal kommt es jedoch noch schlimmer.  An manchen Orten werden
nicht einmal leere Versprechungen gemacht. Bauern und Bäuerinnen werden
regelrecht  von  ihren  Ländereien  vertrieben,  um  Platz  für  internationale
Investor_Innen  zu  machen.  Kommt  es  hierbei  zu  Gegenwehr,  wird
kurzerhand die  Ernte  beschädigt  oder  man brennt  die  ganze Landfläche
inklusive  Wohnhaus  nieder.  Ist  dies  nicht  genug,  kann  es  auch  zu
körperlicher  Gewalt  bis  hin  zu  Mord  kommen,  entscheiden  sich  die
Bauern/Bäuerinnen nicht zur „Korporation“. All das fällt unter den Begriff
„Landgrabbing“.

Soja – einer der vielen Gründe für arbeitslose Bauern/Bäuerinnen

Besonders gut lässt sich „Landgrabbing“ am Beispiel der Sojabohne erklären.
Die Sojabohne ist zurzeit ein Lebensmittel, das weltweit nachgefragt wird.
Für viele ist es nicht nur gesund, sondern der Lebensmittelersatz schlecht
hin. Zusätzlich wird Soja in der Fleischindustrie zu Tausenden Tonnen als
Tierfutter verwendet. Doch an ihrem Vertrieb verdienen viele große Kapitale:
z. B. Monsato, hinsichtlich des internationalen Handels, Bayer, hinsichtlich
der  Pestizide  und  Dünger,  sowie  Volvo,  hinsichtlich  der  Produktion  der
landwirtschaftlich  erforderlichen  Geräte.  Nicht  zu  vergessen  sind
Investmentbanken wie Goldman Sachs, die das „Landgrabbing“ finanzieren



oder durch Spekulationen auf  Lebensmittel  ihren Beitrag zur  miserablen
Lage leisten.

Alleine in der Savanne Cerrado in Brasilien lebten Mitte des 20. Jahrhunderts
bis zu 50 indigene Völker, die heute der Produktion von Sojabohnen weichen
mussten. Diese Savanne ist ungefähr 6-mal so groß wie Deutschland und
besitzt das größte Ökosystem der Erde. Doch wenn so weiter gewirtschaftet
wird wie bisher, wird 2030 von dieser Fläche nichts mehr übrig bleiben.
2007 haben in Brasilien durch Landraub 2,9 Millionen Menschen ihr Zuhause
und ihre Existenz verloren, in Argentinien und Paraguay betraf es 150.000
bis  300.000 Familien.  Diese  blieben logischerweise  nicht  auf  dem Land,
sondern gingen in Hoffnung auf Arbeit in die Städte, um dort enttäuscht zu
werden und in Armenvierteln zu leben.
Der  deutsche  Staat  ist  direkt  involviert  in  diesen  Landraub  für
Sojaproduktion,  denn  der  Agrarfond  der  Deutschen  Bank  ist  am
argentinischen Konzern Cresud beteiligt, welcher viel Land in Südamerika
zur Sojaproduktion besitzt.

Nicht alle geben auf – der Kampf um die Ackerfläche

Doch nicht alle Menschen in Südamerika lassen sich ihres rechtmäßigen
Landes berauben. Sie geben nicht auf und wehren sich gegen diese meist
illegale Enteignung ihrer Wirtschaftsflächen. Es gibt einige Initiativen wie
zum  Beispiel  die  brasilianische  Landlosenbewegung  MST,  eine
Massenorganisation,  welche radikal  für  selbstbestimmte Wiederaneignung
kämpft  und  unter  anderem  Felder  besetzt  und  Großkundgebungen
durchführt.  Ihre  Anfänge sind in  der  späten Industrialisierung Brasiliens
1970 zu finden. Damals kämpfte man dafür, dass die Felder keinen Fabriken
weichen mussten. Die MST hatte vor allem Anfang des 21. Jahrhunderts mit
starken und gewaltsamen Repressionen seitens des Militärs und der Polizei
zu kämpfen. Sie werden mittlerweile jedoch von der Regierung anerkannt. An
der Durchsetzung ihrer Forderungen zur Rückgabe des Landes an sie hat das
nicht viel geändert. Höchstens ein Drittel wurde zurückgegeben.

Doch  nicht  nur  gewaltsame  Niederschlagungen  von  Protesten  sind  in
Südamerika gang und gäbe, viele der Aktivist_Innen werden wie zum Beispiel



in Kolumbien auch einfach in überfüllte Gefängnisse gesperrt und warten
dann unter unmenschlichen Zuständen auf ihre Entlassung. Mit bis zu 70
Menschen müssen sie sich die wenigen Quadratmeter für Monate teilen.
Viele der Insassen werden nicht nur körperlich, sondern auch geistig krank.
Einige leiden an Schizophrenie und Depressionen. Medizinische wie auch
psychologische Hilfe wird ihnen nicht bereitgestellt.

Jeglicher  Kampf  gegen  Landraub  ist  unserer  Meinung  nach  legitim  und
unterstützenswert.  Jedoch  muss  diesem  Kampf  auch  eine  Perspektive
gegeben werden, welche nur im Bündnis mit der Arbeiter_innenklasse zu
finden ist. Auch in halbkolonialen Ländern ist die Arbeiter_innenklasse durch
ihre  gesellschaftliche Stellung in  der  Lage die  demokratischen wie  auch
sozialen Probleme der jeweiligen Länder zu lösen. Die Erfahrung der MST in
Brasilien zeigt jedoch, dass ein solches Bündnis zwischen Bauern/Bäuerinnen
und der Arbeiter_innenklasse auf revolutionäre Füße gestellt werden muss.
Hat die Zusammenarbeit der MST mit der reformistischen Regierungspartei
Partido dos Trabalhadores (PT), nicht zur Durchsetzung ihrer Ziele geführt.
Eine solche Zusammenarbeit muss ein revolutionäres Programm zum Inhalt
haben und nur in Verbindung mit der Theorie der „Permanenten Revolution“
erfolgreich  sein.  Eine  Theorie,  welche  die  demokratischen  Fragen  und
Probleme  der  Halbkolonien  mit  den  sozialen  Fragen  und  Probleme  des
Kapitalismus national wie auch international verknüpft und Antworten dafür
bereithält.

VON LEONIE SCHMIDT
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